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Regierungspräsidium Karlsruhe

Referat 54.2
76247 Karlsruhe





Walzbachtal, den 16.11.2015
Betr.: Antrag der OPTERRA Wössingen GmbH auf Erhöhung der gemäß immissionsschutzrechtlicher Genehmigung des Regierungspräsidiums Karlsruhe vom 07.01.2014 festgelegten Grenzwerte für CO und TOC für ihr Zementwerk in Walzbachtal-Wössingen – Einwendung
Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen den Antrag der OPTERRA Wössingen GmbH auf Erhöhung der gemäß immissionsschutzrechtlicher Genehmigung des Regierungspräsidiums Karlsruhe vom 07.01.2014 festgelegten Grenzwerte für CO und TOC für ihr Zementwerk in Walzbachtal-Wössingen erhebe ich hiermit Einwendung.

Begründung:
1) Formal

Das dem Antrag beigefügte Immissionsschutzfachliche Gutachten des TÜV Süd geht von den Emissionswerten gemäß Empfehlung der FIZ GmbH  aus und nicht von den von OPTERRA beantragten und ist somit für eine Beurteilung der tatsächlichen Immissionssituation nach einer etwaigen Zulassung der Emissionswerte nicht geeignet. 

2) Sachlich

Der Vorgänger der OPTERRA Wössingen GmbH hat in der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung vom 07.01.2014 Grenzwerte, u. a. für die Abgaskomponenten CO und TOC, auferlegt bekommen. 
Die von OPTERRA durchgeführten Messreihen bzgl. CO und TOC zeigen im Mittel Werte, die längst nicht so weit von den gemäß Genehmigung vom 07.01.2014 auferlegten Grenzwerten entfernt sind wie im o. g. Genehmigungsantrag beantragt. Zusätzlich zu den angegebenen Mittelwerten wird auf gemessene Spitzen hingewiesen, die ebenfalls deutlich unter den als Halbstundenmittelwert beantragten Werten liegen. Es ist deshalb nicht nachvollziehbar, warum Grenzwerte, die (für CO) um das 22-fache bzw. das 2,5-fache (für TOC) über den gültigen Grenzwerten liegen, beantragt werden.   
Da OPTERRA die genannten Messreihen bei einem Anteil von „nur“ 60% Ersatzbrennstoff erstellt hat,  ist zu vermuten, dass sich der Antragsteller mit den hohen beantragten Grenzwerten (die sogar 10 % für CO und 25 % für TOC über den im Antrag zitierten und vom TÜV bewerteten Empfehlungen der FIZ GmbH liegen) einen „Puffer“ für die Umstellung auf eine Ersatzbrennstoffrate von 100 % schaffen will. Die Genehmigung vom 07.01.2014 sieht in Pkt. 4.1.1.8 (auf den der Genehmigungsantrag explizit Bezug nimmt) eine Prüfung mit möglicher Neufestsetzung der Grenzwerte ausschließlich für rohstoffbedingte Gründe der Nichteinhaltung der Grenzwerte vor. Deshalb muss ein solches Vorhaben grundsätzlich abgelehnt und unterbunden werden. 

Es ist zudem möglich, durch Verbesserung der Verbrennungstechnik (z. B. Erhöhung des Luftüberschusses) die im Rahmen der veröffentlichten Messreihe gemessenen Werte deutlich, bis hin zur Einhaltung der genehmigten Werte zu unterschreiten. Gerade da es sich bei der Messgröße TOC um einen Summenparameter handelt und hierin eine Vielzahl von organischen Stoffen bis hin zu krebserregenden Substanzen enthalten sein kann, ist es im Sinne des Gesundheitsschutzes für die Anwohner geboten, bei Schwierigkeiten mit der Einhaltung der gültigen Grenzwerte nicht eine Erhöhung derselben zu beantragen, sondern vorrangig sämtliche technisch möglichen Maßnahmen zu deren Einhaltung auszuschöpfen. Dies ist bisher nicht der Fall. 
Ich fordere deshalb, dass dem Antrag von OPTERRA nicht entsprochen wird,  die Grenzwerte zu erhöhen, sondern das Regierungspräsidium als Genehmigungsbehörde darauf hinwirkt, dass OPTERRA die bestehenden Grenzwerte durch Einleitung der dazu geeigneten technischen Maßnahmen einhält.   
Mit freundlichen Grüßen
